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Ir. 8917.) Geſetz, betreffend die Ausdehnung der Wirkſamkeit des Naſſauiſchen evangeliſchen 
Centralkirchenfonds und der Naſſauiſchen evangeliſchen Pfarr ⸗Wittwen⸗ und 
Waiſenkaſſe auf die vormals Heſſiſchen Theile des Konſiſtorialbezirks Wiesbaden. 
Vom 28. März 1883. f 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
für den Amtsbezirk des Konſiſtoriums zu Wiesbaden, was folgt: 


Artikel 1. 


Die Wirkſamkeit des Naſſauiſchen evangeliſchen Centralkirchenfonds und der 
Naſſauiſchen evangeliſchen Pfarr⸗Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe wird nach Maßgabe 
des anliegenden Kirchengeſetzes für den Konſiſtorialbezirk Wiesbaden auf die evan⸗ 

eliſchen Gemeinden in den vormals Großherzoglich Heſſen⸗Darmſtädtiſchen und 
Landgräflich Heſſen⸗Homburgiſchen Theilen des genannten Konſiſtorialbezirks 
ausgedehnt. 
Artikel 2. 


Zur Entſchädigung für die Aufnahme der im Artikel 1 bezeichneten vormals 
Heſſiſchen Gemeinden in den Centralkirchenfonds und die Pfarr -Wittwen⸗ und 
Gef. Samml. 1883. (Nr. 8917.) 8 


Ausgegeben zu Berlin den 31. März 1883. 
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Waiſenkaſſe wird dem Naſſauiſchen evangeliſchen Centralkirchenfonds eine Rente 
von jährlich „Fünftauſend Mark“ aus Staatsfonds gewährt. 


Artikel 3. 


Die auf Grund des Preußiſch⸗Heſſiſchen Auseinanderſetzungsrezeſſes vom 
25. Juni 1867 Abſchnitt III Litt. B. v. $. 1 und Artikel 3 des Schlußprotokolls 
vom Staate den vormals Heſſiſchen Kirchengemeinden und deren Geiſtlichen zu 
gewährenden Leiſtungen werden fortan nicht mehr gewährt. Zugleich fallen die 
auf Grund dieſer Rezeßbeſtimmungen ſeitens der vormals Heſſiſchen Kirchengemeinden 
zur Staatskaſſe zu leiſtenden Beiträge weg. 

Der unter dem Titel „allgemeiner evangeliſcher Kirchenfonds für die vormals 
Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheile“ aus Ueberſchüſſen vakanter Pfarreien dieſer 
Gebietstheile angeſammelte Fonds wird dem Centralkirchenfonds zum Kapitalſtock 
überwieſen. a 

Artikel 4. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündigung folgenden 1. April 
in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 28. März 1883. 


(I. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Goßler. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. Bronſart v. Schellendorff. 
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Airchengeſetz, 
5 betreffend 
die Ausdehnung der Wirkſamkeit des Naſſauiſchen evangeliſchen Central⸗ 
kirchenfonds und der Naſſauiſchen evangeliſchen Pfarr⸗Wittwen⸗ und 
Waiſenkaſſe auf die vormals Heſſiſchen Theile des Konſiſtorialbezirks 
Wiesbaden. 


Vom 28. März 1883. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xx. 


verordnen mit Zuſtimmung der Bezirksſynode für die evangeliſchen Gemeinden im 
Amtsbezirke des Konſiſtoriums zu Wiesbaden und nachdem durch Erklärung 
Unſeres Staatsminiſteriums feſtgeſtellt worden, daß gegen dieſes Geſetz von 
Staatswegen nichts zu erinnern iſt, ſowie nach erfolgter Zuſtimmung Unſeres 
Staatsminiſteriums zu den durch daſſelbe bewilligten neuen Ausgaben, für den 
genannten Konſiſtorialbezirk, was folgt: 


§. 1. 

Die Wirkſamkeit des Naſſauiſchen evangeliſchen Centralkirchenfonds und 
der Naſſauiſchen evangeliſchen Pfarr-Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe wird auf die 
evangeliſchen Gemeinden in den vormals Großherzoglich Heſſen⸗Darmſtädtiſchen 
und Landgräflich Heſſen⸗Homburgiſchen Theilen des Konſiſtorialbezirks Wiesbaden 
unter folgenden Maßgaben ausgedehnt. a 


$. 2. 

Den evangeliſchen Kirchengemeinden und Geiſtlichen der vormals Heſſiſchen 
Theile des Konſiſtorialbezirks wird die Berechtigung gut Theilnahme an allen 
Einrichtungen des evangeliſchen Centralkirchenfonds in derſelben Weiſe „wie ſolche 
den Naſſauiſchen Gemeinden und Geiſtlichen zuſteht, eingeräumt. 


. 3. 

Das in dem vormals Naſſauiſchen Theile des Konſiſtorialbezirks bei Penſio⸗ 
nirung der Geiſtlichen und Beſtellung von Vikaren beſtehende erfahren findet 
auch bei den im vormals Heſſen⸗Darmſtädtiſchen und Heſſen⸗Homburgiſchen Theile 
des Konſiſtorialbezirks angeſtellten Geiſtlichen Anwendung. 

Hiernach erhalten dieſe Geiſtlichen bei eingetretener Dienſtunfähigkeit als 
Penſionsgehalt denjenigen Theil der Pfarrkompetenz, welcher ſich bei Zu⸗ 
grundelegung des Naſſauiſchen Penſionsgeſetzes vom 2. Juni 1860 (Herzoglich 
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Naſſauiſches Verordnungs⸗Bl. S. 94) ergiebt, während der Reſt der Kompetenz 
zur Beſoldung des zu beſtellenden Vikars oder ſonſtiger Stellvertreter verwendet 
und, ſoweit erforderlich, durch Zuſchuß des Centralkirchenfonds ergänzt wird. 
Der penſionirte Geiſtliche iſt, ſo lange er das Pfarrhaus bewohnt, verpflichtet, 
nach Anweiſung des Konſiſtoriums zwei Zimmer des Pfarrhauſes dem Vikar zur 
Wohnung unentgeltlich einzuräumen, dagegen zu weiteren Leiſtungen an den Vikar 
nicht verbunden. Den Km Zeit in den vormals Heſſen-Darmſtädtiſchen Kirchen⸗ 
gemeinden angeſtellten Geiſtlichen bleibt jedoch, falls ſie auf ihrer jetzigen Amts⸗ 
ſtelle penſionirt werden, freigeſtellt, die Anwendung der Heſſen⸗Darmſtädtiſchen 
Verordnung vom 6. September 1820 (Reg. Bl. S. 471) zu beanſpruchen, wo⸗ 
nach dieſelben im Genuſſe der Pfarrkompetenz verbleiben, jedoch dem beizugebenden 
Vikar freie Station oder ein entſprechendes Geldäquivalent zu gewähren haben. 
Dem Vikar wird in dieſem Falle ein Baargehalt von 600 Mark jährlich aus 
dem Centralkirchenfonds gezahlt. 
$. 4. 

Die das Gehalt der Dekane und deſſen Aufbringung betreffenden Beſtim⸗ 
mungen in F. 6, vorletzter Abſatz, und in Abſatz 5 des $. 17 des Naſſauiſchen 
Edikts vom 8. April 1818, betreffend die Feſtſetzung der äußeren Verhältniſſe 
der evangeliſchen Kirche (Herzoglich Naſſauiſche Verordn. Samml. Bd. III S. 379), 
werden auf die vormals Heſſiſchen Theile des Konſiſtorialbezirks ausgedehnt. 

Die den Dekanen als Vergütung für Kanzleiaufwand aus dem Central⸗ 
kirchenfonds zu leiſtende Vergütung wird für die Folge auf 45 Mark jährlich 
feſtgeſetzt. Den jetzigen Inhabern der Dekanatsämter Biedenkopf und Gladenbach 
en jedoch, fo lange fie ihr gegenwärtiges Amt bekleiden, der bisher bezogene 

ehrbetrag. 

Die den Naſſauiſchen Kirchengemeinden obliegende Verpflichtung, den 
Dekanen bei Vornahme von Dienſtreiſen die reglementsmäßigen Diäten und 
Transportkoſten zu vergüten, wird auf die vormals Heſſiſchen Kirchengemeinden 
des Bezirks ausgedehnt. 

§. 5. 


Der Centralkirchenfonds bezieht auch in den vormals Heſſiſchen Gebiets⸗ 
theilen die in dem Naſſauiſchen Edikte vom 8. April 1818 unter §. 18 Poſition 8, 
9 und 11 feſtgeſetzten Einnahmen mit Ausnahme derjenigen Interkalargefälle, 
auf welche die Heſſen-Darmſtädtiſche Pfarr-Wittwenkaſſe und die geſchloſſene 
Heſſen⸗Homburgiſche allgemeine Verſorgungsanſtalt für Wittwen und Waiſen 
Landgräflicher Diener gegenüber den in der Mitgliedſchaft verbliebenen Geiſtlichen 
der vormals Heſſiſchen Gemeinden des Konſiſtorialbezirks Anſpruch hat. 


$. 6. 
Die Wirkſamkeit der Naſſauiſchen evangeliſchen Pfarr-Wittwen⸗ und 
Waiſenkaſſe wird auf die Geiſtlichen der vormals Heſſen-Darmſtädtiſchen und 
Heſſen⸗Homburgiſchen Gemeinden unter folgenden Maßgaben ausgedehnt. 
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Diejenigen der gedachten Geiſtlichen, welchen die Mitgliedſchaft zur Heſſen⸗ 
Darmſtädtiſchen Pfarr⸗Wittwenkaſſe oder zu der geſchloſſenen Heſſen-Homburgiſchen 
allgemeinen Verſorgungsanſtalt für Wittwen und Waiſen Landgräflicher Diener 
zuſteht, bleiben von der Aufnahme in die Naſſauiſche Kaffe ausgeſchloſſen, fo 
lange ſie in einer der vorgenannten Kaſſen berechtigt ſind. Den Geiſtlichen, 
welche zur Zeit Mitglieder der Preußiſchen Wittwen⸗Verpflegungsanſtalt ſind, 
bleibt der Zutritt zur Naſſauiſchen Kaſſe freigeſtellt. 

Alle anderen in den vormals Heſſiſchen Theilen des Konſiſtorialbezirks der— 
malen angeſtellten Geiſtlichen ſind Mitglieder der Naſſauiſchen Kaſſe und die 
künftig daſelbſt zur Anſtellung gelangenden Geiſtlichen werden es mit dem Zeit— 
punkte ihrer dortigen Anſtellung. 


$. 8. 

Die auf Grund dieſes Kirchengeſetzes zur Mitgliedſchaft an der Naſſauiſchen 
Kaſſe gelangenden Geiſtlichen haben an dieſelbe das geſetzliche Eintrittsgeld und 
die feſtgeſetzten Jahresbeiträge zu entrichten, wogegen ihren Relikten die nach den 
für die vormals Naſſauiſchen Geiſtlichen maßgebenden Grundſätzen berechnete 
Penſion gewährt wird. Die Reliktenpenſion beginnt, wie bei den Naſſauiſchen 
Kaſſenmitgliedern, falls der Geiſtliche im aktiven Dienſt verſtorben iſt, mit 
Ablauf des Rechnungsquartals, bis zu welchem Zeitpunkte die Relikten das 
Stelleneinkommen fortbeziehen, wenn derſelbe aber im Penſionsſtande verſtorben 
iſt, mit dem auf den Todestag folgenden Tage. 


. 9. 


Alle Mitglieder der Naſſauiſchen evangeliſchen Pfarr⸗Wittwen⸗ und 
Waiſenkaſſe haben vom Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes an auch von den 
aus der Staatskaſſe gewährten widerruflichen Staatszuſchüſſen auf die Dauer des 
Bezuges der letzteren die feſtgeſetzten Jahresbeiträge zu entrichten. 


$. 10. 


Die auf Grund des Preußiſch⸗Heſſiſchen Auseinanderſetzungsrezeſſes vom 
25. Juni 1867 Abſchnitt III Litt. B. v. $. 1 und Artikel 3 des Schlußprotokolls 
vom Staate den vormals Heſſiſchen Kirchengemeinden und deren Geiſtlichen zu 
gewährenden Leiſtungen werden fortan nicht mehr gewährt. Zugleich fallen die 
auf Grund dieſer Rezeßbeſtimmungen ſeitens der vormals Heſſiſchen Kirchen— 
gemeinden zur Staatskaſſe zu leiſtenden Beiträge weg. Der unter dem Titel 
„allgemeiner evangeliſcher Kirchenfonds für die vormals Großherzoglich Heſſiſchen 
Gebietstheile“ aus Ueberſchüſſen vakanter Pfarreien dieſer Gebietsheile angeſammelte 
Fonds wird dem Centralkirchenfonds zum Kapitalſtock überwieſen. 

Gr. 8017-8918) 


$. 11. 
Dieſes Kirchengeſetz tritt nach der Beftätigung Staatsgeſetz mit dem 
1 nächſtfolgenden Rechnungsjahr in Kraft. ai | 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 28. März 1883. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Goßler. 


(Nr. 8918.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 12. März 1883, betreffend die Genehmigung des zweiten 
Nachtrags zu dem Regulativ für die Organiſation der Verwaltung des pro⸗ 
vinzialſtändiſchen Vermögens und der provinzialſtändiſchen Anſtalten in der 
Rheinprovinz vom 27. September 1871. 


Auf den Bericht vom 6. März d. J. will Ich in Gemäßheit der $$. 53 und 57 
des Geſetzes vom 27. März 1824 (Geſetz⸗Samml. S. 101), dem Antrage des 
Provinziallandtages der Rheinprovinz entſprechend, den anliegenden 


5 zweiten Nachtrag zu dem Regulativ für die Organiſation der Verwal⸗ 
X tung des provinzialſtändiſchen Vermögens und der provinzialſtändiſchen 
f Anſtalten in der Rheinprovinz vom 27. September 1871 
hiermit genehmigen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 12. März 1883. 
Wilhelm. 


v. Puttkamer. 
An den Miniſter des Innern. 


Zweiter Nachtrag 
zu dem 
Regulativ für die Organiſation der Verwaltung des provinzialſtändiſchen 
Vermoͤgens und der provinzialſtändiſchen Anſtalten in der Rheinprovinz 
vom 27. September 1871. 


Der $. 2 des mittelft Allerhöchſten Erlaſſes vom 27. September 1871 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 469) genehmigten Regulativs für die Organiſation der Verwaltung 
des provinzialſtändiſchen Vermögens und der provinzialſtändiſchen Anſtalten in der 
Rheinprovinz wird hierdurch abgeändert, wie folgt: 
„Der Provinzial⸗Verwaltungsrath beſteht bis zur Einführung der 
zu erwartenden neuen Provinzialordnung 


1) aus dem jedesmaligen Landtagsmarſchall als Vorſitzenden; 


2) aus dem jedesmaligen Stellvertreter deſſelben (Vize⸗Landtags⸗ 
marſchal) 

3) aus fünfzehn Mitgliedern, welche von dem Provinziallandtage 
aus ſeiner Mitte unter angemeſſener Betheiligung der vier Stände 
gewählt werden. 

Dieſe Wahl, welche in der Weiſe geſchieht, daß auf jeden der 
fünf Regierungsbezirke je drei Mitglieder entfallen, erfolgt auf die 
Dauer von ſechs Jahren mit der Maßgabe, daß bei Ablauf dieſer 
Wahlperiode, oder derjenigen für den Provinziallandtag, die Mit⸗ 

liedſchaft im Provinzial⸗Verwaltungsrathe bis zur Wahl des 
achfolgers fortdauert; 

4) aus dem zur Beſorgung der laufenden 5 an⸗ 


Sichen ndesdirektor (cfr. Nachtrag zu dem Regulativ für die 
rganiſation ꝛc. vom 1. November 1875).“ 


(Nr. 8919.) Bekanntmachung über die von beiden Häuſern des Landtages ertheilte Geneh⸗ 
migung zu der Verordnung vom 24. Auguſt 1882, betreffend die Vertretung 
des Lauenburgiſchen Landes⸗Kommunalverbandes. Vom 19. März 1883. 


Nader die auf Grund des Artikels 63 der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. Ja⸗ 
nuar 1850 erlaſſene Verordnung vom 24. Auguft 1882 (Geſetz⸗Samml. S. 343), 
(Nr. 8918-8919.) 


ale in de A ER EEE A ee a a ig ar > 
2 a f 5 5 


* 


betreffend die Vertretung des Lauenburgiſchen Landes⸗Kommunalverbandes „den 
beiden Häuſern des Landtages zur Genehmigung vorgelegt worden iſt, haben 
dieſelben der gedachten Verordnung ihre Zuſtimmung ertheilt. 

Berlin, den 19. März 1883. 


Koͤnigliches Staatsminiſterium. 
Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Goßler. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. Bronſart v. Schellendorff. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſehes vom 10. April 1872 (Geſeh - Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das Allerhöchſte Privilegium vom 3. Januar 1883 wegen Ausgabe auf 
den Inhaber lautender Stadt⸗Anleiheſcheine der Stadt Münſter i. W. 
im Betrage von 1000 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Münſter Nr. 7 S. 27 bis 29, ausgegeben den 17. Fe⸗ 
bruar 1883; 


2) der unterm 10. Januar 1883 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem 
Statut für den Verband zur Regulirung des Obrzycko⸗Fluſſes vom 
4. April 1864 durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen 
Nr. 9 S. 53, ausgegeben den 27. Februar 1883; 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 22. Januar 1883, betreffend die Genehmigung 
der Vermehrung des Grundkapitals der Dortmund ⸗Gronau⸗Enſcheder 
Eiſenbahngeſellſchaft durch Ausgabe von Stamm⸗Prioritätsaktien im Be⸗ 
trage von 1 500 000 Mark, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Münſter Nr. 7 S. 29, ausgegeben den 
17. Februar 1883, 

der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 8 S. 55, ausgegeben den 
24. Februar 1883, 


4) das unterm 22. Januar 1883 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 
Drainagegenoſſenſchaft zu Krziſchkowitz im Kreiſe Rybnik durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 8 S. 57 bis 60, ausgegeben 
den 23. Februar 1883. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſtertums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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